
ser ehrenamtlichen Helfer, die ebenfalls dem Erfah
rungsaustausch und der Anleitung dient. Hervorragende 
Leistungen von Betreuern werden dabei gewürdigt. Der 
Erfassungsbogen wird vernichtet, wenn der Erziehungs
prozeß erfolgreich war; das geschieht nach Beratung 
mit den Betreuern.
Dieses System der Betreuung wird seit zwei Jahren 
mit Erfolg unter aktiver Einbeziehung des Schöffen- 
kollektivs des Kombinats, besonders im Leitbetrieb, 
praktiziert. Dabei gibt es aber auch noch einige Schwie
rigkeiten, so z. B. bei der Erfassung dieser Personen, 
weil die Rechispflege- und Sicherheitsorgane der Kreise 
— mit Ausnahme des Kreises Eisenach — nicht immer 
über außerhalb des Betriebes straffällig gewordene 
Werktätige des Uhrenkombinats informieren.
Aber auch im Kombinat selbst werden noch nicht alle 
Probleme (Beratungen der Konfliktkommissionen, Al

koholmißbrauch, Arbeitsbummelei usw.) der Kader
abteilung gemeldet. Die Leiter der Abteilungen bzw. 
die Meister und Brigadiere unterstützen die Betreuer 
zum Teil nicht genügend in ihrer verantwortlichen Tä
tigkeit. Zu prüfen wäre auch, inwieweit materielle 
Hebel (ökonomischer und sozialer Art) noch stärker zur 
Förderung des Erziehungsprozesses genutzt werden 
können.
Nach der Bildung des Gemeindeverbandes wird es 
möglich, dieses Betreuungssystem weiter zu vervoll
kommnen, denn der Gemeindeverband hat sich die Auf
gabe gestellt, die Probleme der Entfaltung der soziali
stischen Menschengemeinschaft in seinem Territorium 
komplex und koordiniert zu lösen und dabei besonders 
das Uhrenkombinat und die anderen wichtigen Betriebe, 
wie z. B. das Kombinat der Fahrzeugtechnik in Ruhla, 
einzubeziehen.
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über die Zuständigkeit der Militärgerichte und Militärstaatsanwälte
Im Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts 
über die allgemeine Zuständigkeit der Gerichte für 
Militärstrafsachen (§ 4 MGO) vom 9. Oktober 1968 (NJ 
1968 S. 698) ist die Zuständigkeit der Militärgerichte 
hinsichtlich der von Militärpersonen bzw. — in Aus
nahmefällen unter den in § 4 MGO genannten Bedin
gungen — auch von anderen Personen begangenen 
Straftaten allseitig geregelt. Gegenüber der früheren 
Regelung' treten zwei neue Aspekte hervor:
1. Die konsequente Durchsetzung des in §4 MGO 
statuierten Grundsatzes der ausschließlichen Zuständig
keit der Militärgerichte bei Straftaten, die von Militär
personen begangen wurden.
2. Die Festlegung von Grundsätzen der Zusammen
arbeit zwischen den Militärgerichten und den Kreis- 
bzw. Bezirksgerichten bei der Verwirklichung der 
Verurteilung auf Bewährung sowie der Strafausset
zung auf Bewährung.
Der Grundsatz der ausschließlichen Zuständigkeit der 
Militärgerichte bezieht sich auf alle Straftaten, die 
von Militärpersonen in der Zeit der Ableistung des 
Wehrdienstes oder des Wehrersatzdienstes begangen 
werden, und auf alle von einem Gericht im Strafver
fahren zu treffenden Entscheidungen. Im Unterschied 
zur früheren Regelung ist es nicht mehr möglich, sich 
wegen des Erlasses eines Haftbefehls oder wegen einer 
anderen im Ermittlungsverfahren vorzunehmenden 
gerichtlichen Handlung (z. B. gemäß §§ 121, 126, 132, 133 
StPO) an das Kreisgericht zu wenden, wenn es sich 
bei dem Täter um eine Militärperson handelt. Ent
sprechend § 4 MGO werden bei Militärpersonen in 
allen Etappen des Strafverfahrens, in denen Gerichte 
überhaupt tätig werden müssen, die Militärgerichte 
wirksam.

Zusammenarbeit bei der Verwirklichung von 
Verurteilung auf Bewährung und Strafaussetzung

Bei der Verwirklichung der Verurteilung auf Bewäh
rung sowie der Strafaussetzung auf Bewährung ist für 
alle weiteren Maßnahmen (Kontrolle, Beschlüsse ge
mäß §§ 342, 344, 350 StPO usw.) das Militärgericht zu-

1 Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts der DDR 
über die allgemeine Zuständigkeit der Gerichte für Militär
strafsachen (§ 4 MGO) vom 14. August 1963 (OGSt Bd. 8 S. 59).

ständig, wenn die Personen, die auf Bewährung ver
urteilt bzw. bei denen die Strafen auf Bewährung 
ausgesetzt wurden, inzwischen zum Wehrdienst oder 
Wehrersatzdienst einberufen wurden^. Die in solchen 
Fällen zu treffenden Entscheidungen des Gerichts, die 
teilweise auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
ergehen, sind Teil der Rechtsprechung, für die bei 
Militärpersonen die Militärgerichte ausschließlich zu
ständig sind.
Soll der Vollzug einer bei Verurteilung auf Bewäh
rung angedrohten oder einer auf Bewährung ausge
setzten Freiheitsstrafe angeordnet werden, so ist ge
mäß §§350 Abs. 2, 344 Abs. 1 StPO die Durchführung 
einer mündlichen Verhandlung zwingend vorgeschrie
ben, um das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzun
gen exakt prüfen zu können, z. B. inwieweit Disziplin
widrigkeiten des Verurteilten den Grad eines hart
näckig undisziplinierten Verhaltens erreichen. Die 
Feststellung der Ursachen und des Ausmaßes diszi
plinwidrigen Verhaltens und die richtige Bewertung 
dieser Umstände erfordert Kenntnis der Regeln des 
militärischen Lebens. Zum anderen muß gesichert wer
den, daß in diesen Fällen die Militärschöffen aus dem 
Truppenteil, in dem der Verurteilte seinen Dienst ver
sieht, und — soweit erforderlich — die gesellschaft
lichen Kräfte der militärischen Kollektive mitwirken.
Für die Kreis- und Bezirksgerichte gab es bisher 
Schwierigkeiten bei der Durchsetzung der Forderungen 
des Beschlusses des Präsidiums; die Gerichte erfuhren 
in der Regel nicht, daß der verurteilte Wehrpflichtige 
zum Wehr- bzw. zum Wehrersatzdienst einberufen 
wurde. Diese Probleme sind nunmehr behoben, denn 
nach einer Anordnung des Ministeriums für Nationale 
Verteidigung benachrichtigen die Wehrbezirkskom
mandos die zuständigen Militärgerichte bzw. Militär
obergerichte, wenn ein Wehrpflichtiger, der von einem 
Kreis- bzw. Bezirksgericht auf Bewährung verurteilt 
bzw. bei dem der Vollzug der Strafe auf Bewährung 
ausgesetzt worden ist, zum Wehr- bzw. Wehrersatz-

2 In der Gemeinsamen Anweisung zur Arbeitsweise der Ge
richte bei der Durchsetzung gerichtlicher Entscheidungen in 
Strafsachen vom 2'5. Juni 1968 in der Fassung der Gemeinsamen 
Anweisung Nr. 2 vom 17. März 1969 (Verfügungen und Mittei
lungen des Ministeriums der Justiz 1969. Ilert 7, S. 21) wird 
unter Ziff. 4.2.3. daher auch ausdrücklich auf den Beschluß 
dos Präsidiums des Obersten Gerichts vom 9. Oktober 1968 
verwiesen.
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